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(5) Über die Anträge wird innerhalb einer Frist von 4 Wo­
chen entschieden. Dem Antragsteller ist die Entscheidung 
schriftlich mitzuteilen.

(6) Weitere Festlegungen über die Heimaufnahme werden 
vom Minister für Gesundheitswesen in Übereinstimmung mit 
dem Bundesvorstand des Freien Deutschen Gewerkschafts­
bundes und dem Zentralausschuß der Volkssolidarität getrof­
fen.

§14

Die Räte der Städte, Stadtbezirke und Gemeinden unter­
stützen die Bürger, die keine Angehörigen haben, bei der Auf­
lösung ihres Haushaltes und beim Umzug ins Heim.

§15

Die Räte der Kreise, Städte, Stadtbezirke und Gemeinden 
sichern entsprechend den örtlichen Möglichkeiten in dringen­
den Fällen die vorübergehende Heimaufnahme betreuungs- 
bzw. pflegebedürftiger Bürger während der kalten Jahreszeit 
sowie bei Krankheit oder Urlaub von Angehörigen oder Per­
sonen, die den Bürger ständig betreuen.

" Beschwerde

§16

(1) Gegen die Entscheidung über Anträge auf Heimaufnahme 
kann Beschwerde eingelegt werden. Die Beschwerde ist schrift­
lich oder mündlich unter Angabe der Gründe innerhalb einer 
Frist von 4 Wochen bei dem örtlichen Rat einzulegen, der die 
Entscheidung getroffen hat.

(2) Über die Beschwerde ist innerhalb einer Frist von 2 Wo­
chen nach ihrem Eingang zu entscheiden. Wird der Beschwerde 
nicht stattgegeben, ist sie innerhalb dieser Frist zur Entschei­
dung zuzuleiten

a) dem Rat des Kreises, wenn die Entscheidung von einem 
Rat der Stadt, des Stadtbezirkes oder der Gemeinde,

b) dem Rat des Bezirkes, wenn die Entscheidung vom Rat 
des Kreises

getroffen wurde.

(3) Die Räte der Kreise bzw. die Räte der Bezirke treffen 
nach gründlicher Prüfung des Sachverhaltes innerhalb einer 
Frist von 4 Wochen die endgültige Entscheidung. Bei der Über­
prüfung der Beschwerde haben der Beschwerdeführer und der 
örtliche Rat, gegen dessen Entscheidung Beschwerde erhoben 
wurde, das Recht, gehört zu werden. Dem Beschwerdeführer 
ist die endgültige Entscheidung umgehend schriftlich mitzu­
teilen.

§17

Heimbewohner und ihre Angehörigen haben das Recht, sich 
mit Anregungen, Vorschlägen und Beschwerden an den Heim­
ausschuß oder den Heimleiter zu wenden. Die Bearbeitung 
dieser Eingaben richtet sich nach den dafür geltenden Rechts­
vorschriften.1

Ordnung und Sicherheit im Heim

§18

Der Heimleiter trägt die Verantwortung für die Einhaltung 
der Bestimmungen zur Gewährleistung von Ordnung und

1 Z. Z. gilt das Gesetz vom 19. Juni 1975 über die Bearbeitung der 
Eingaben der Bürger - Eingabengesetz - (GBL I Nr. 26 S, 461).

Sicherheit im Heim. Er trifft hierzu die erforderlichen Maß­
nahmen.

Schlußbestimmungen

§19

(1) Diese Verordnung gilt für alle staatlichen Feierabend- 
und Pflegeheime.

(2) Für nichtstaatliche Feierabend- und Pflegeheime findet 
diese Verordnung entsprechende Anwendung.

§20

Durchführungsbestimmungen erläßt der Minister für Ge­
sundheitswesen im Einvernehmen mit den Leitern der zustän­
digen zentralen Staatsorgane und in Übereinstimmung mit 
dem Bundesvorstand des Freien Deutschen Gewerkschafts­
bundes.

§21

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1978 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:
1. Verordnung vom 23. Februar 1956 über die Fürsorge in 

den staatlichen Feierabend- und Pflegeheimen (GBl. I 
Nr. 28 S. 240) in der Fassung der Ziff. 7 der Anlage zur 
Verordnung vom 24. Juni 1971 über die Neufassung von 
Regelungen über Rechtsmittel gegen Entscheidungen staat­
licher Organe (GBl. И Nr. 54 S. 465),

2. Erste Durchführungsbestimmung vom 24. Februar 1956 
zur Verordnung über die Fürsorge in den staatlichen 
Feierabend- und Pflegeheimen (GBl. I Nr. 28 S. 243),

3. Dritte Durchführungsbestimmung vom 30. Dezember 1965 
zur Verordnung über die Fürsorge in den staatlichen 
Feierabend- und Pflegeheimen (GBl. II 1966 Nr. 8 S. 33),

4. Anordnung vom 24. Februar 1956 über die Rahmenheim­
ordnung für die staatlichen Feierabend- und Pflegeheime 
(GBl. I Nr. 28 S. 246),

5. Verordnung vom 19. Dezember 1957 zur Änderung der Ver­
ordnung über die Fürsorge in den staatlichen Feierabend- 
und Pflegeheimen (GBl. I 1958 Nr. 1 S. 3),

6. Dritte Verordnung vom 13. Februar 1965 über die Fürsorge 
in den staatlichen Feierabend- und Pflegeheimen (GBl. II 
Nr. 27 S. 195),

7. Verordnung vom 15. März 1968 über die Verbesserung der 
Fürsorge in den staatlichen Feierabend- und Pflegeheimen 
(GBl. II Nr. 30 S. 178),

8. §§ 2 und 3 der Verordnung vom 10. Februar 1971 über die 
weitere Verbesserung der Leistungen der Sozialfürsorge 
(GBl. II Nr. 18 S. 143),

9. Abschnitt II der Zweiten Verordnung vom 10. Mai 1972 
über die weitere Verbesserung der Leistungen der Sozial­
fürsorge (GBl. II Nr. 27 S. 312),

10. Verordnung vom 23. Februar 1956 über staatliche Leistun­
gen der Sozialfürsorge für hilfsbedürftige Bewohner nicht­
staatlicher Einrichtungen (GBl. I Nr. 28 S. 248) in der Fas­
sung der Verordnung vom 28. Mai 1958 zur Änderung der 
Verordnung über staatliche Leistungen der Sozialfürsorge 
für hilfsbedürftige Bewohner nichtstaatlicher Einrichtun­
gen (GBl. I Nr. 36 S. 447) und in der Fassung der Ziff. 8 
der Anlage zur Verordnung vom 24. Juni 1971 über die 
Neufassung von Regelungen über Rechtsmittel gegen Ent­
scheidungen staatlicher Organe (GBl. II Nr. 54 S. 465),

11. Erste Durchführungsbestimmung vom 24. Februar 1956 
zur Verordnung über staatliche Leistungen der Sozialfür-


